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SOLOTHURNER

 FREISINN
Gemeinsam weiterkommen.

Liebe freisinnige Solothurnerinnen  
und Solothurner

Seit Wochen herrscht in der Schweiz Notstand. 
Dank beherztem Eingriff des Bundesrates und dem 
disziplinierten Verhalten von uns allen konnte die 
Verbreitung des heimtückischen Coronavirus ge-
bremst und die Funktionsfähigkeit unseres Ge-
sundheitssystems aufrechterhalten werden. Das 
war und ist das Ziel all der vom Bundesrat erlasse-
nen Massnahmen. Davon profitieren wir alle und 
nicht nur die sogenannten Risikogruppen. Egal, ob 
wir nun einen Unfall erleiden, uns wegen einer 
schweren Krankheit behandeln lassen müssen oder 
eben an Covid-19 erkrankt sind, wir alle haben je-
derzeit Zugang zu bester ärztlicher und pflegeri-
scher Betreuung. 

Anspruchsvolle Zeiten
Die Aufrechterhaltung einer funktionierenden Ge-
sundheitsversorgung in einer so anspruchsvollen 
Zeit verlangt einen sehr hohen persönlichen und 
wirtschaftlichen Preis von allen. Liebgewonnene 
Gewohnheiten und Freiheiten mussten von einem 
Tag auf den andern aufgegeben werden, soziale 
Kontakte und Freundschaft sind nur noch sehr ein-
geschränkt möglich, der Kulturbetrieb ist zum Er-
liegen gekommen, Lernen und Arbeiten finden nur 
noch digital statt, Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit 
stehen an, und ganze Branchen stehen vor dem 
Aus. Nur die wenigsten von uns hätten sich vor ein 

paar Monaten vorstellen können, mit welchen Her-
ausforderungen existenzieller Natur wir im Verlau-
fe dieses Jahres konfrontiert werden. 

Uns Freisinnige trifft dies besonders hart. Wie 
Nationalrat Kurt Fluri feststellt, werden Notsitua-
tionen stets von drei Trends begleitet: alle Macht 
der Exekutive, zentralistische Lösungen und höchst 
antiliberale, die Freiheitsrechte beschneidende 
Massnahmen, verbunden mit einem Rückfall in den 
Nationalismus. Bei diesem Cocktail sträuben sich 

 Liberal in der Krise
Coronavirus

Fortsetzung auf Seite 3
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Im Fokus: 
Corona

«Einer für alle – alle für einen»
Die Schweiz durchlebt schwierige Wochen, und 
schwierige Monate stehen uns noch bevor. Mehr 
denn je ist jetzt die FDP gefordert. Die Gedanken 
unserer Parteipräsidentin Petra Gössi zur Corona-
Krise.
Seiten 6 und 7

So erleben unsere Bundesräte Corona
In der Corona-Krise stehen auch unsere freisinni-
gen Bundesräte an vorderster Front. Im Interview 
erzählen Karin Keller-Sutter und Ignazio Cassis, 
wie sie damit persönlich umgehen und in welchen 
Bereichen sie nun ganz besonders gefordert sind.
Seite 8

Vorwärtsstrategie ist alternativlos
Die Auswirkungen des Coronavirus auf die 
Schweiz sind schwerwiegend. Die Folgen für 
Wirtschaft und Gesellschaft sind immens. 
Fraktionspräsident Beat Walti zeigt auf, was es 
jetzt braucht, damit die Schweiz möglichst  
schnell aus der Krise findet.
Seite 10

Kommen Sie an den FDP-Wandertag!
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Liebe Freisinnige

Die Schweiz, wir alle, ist mit der grössten Heraus-
forderung seit dem Zweiten Weltkrieg konfrontiert. 
Die wegen Corona getroffenen Massnahmen be-
deuten einen gewaltigen Einschnitt in unser Leben, 
unsere Freiheit, unser Einkommen. Doch sie sind 
richtig – denn man muss den drohenden Kollaps 
des Gesundheitssystems verhindern.

Nun müssen wir zusammenstehen. Das gibt uns 
die Gelegenheit, zu beweisen, dass die Schweiz 
ihren Gemeinsinn und ihren Willen gerade auch in 
Krisenzeiten bewahrt. Insbesondere möchte ich al-
len Menschen herzlich Danke sagen, die unter Ein-
satz der eigenen Gesundheit dafür kämpfen, Men-
schenleben zu retten und unser Land am Laufen zu 
halten. Ihr seid Helden, die Schweiz ist stolz auf 
euch!

Langfristige Strategie ist gefragt
Ich schreibe diese Zeilen Anfang April, damit wir 
diese Ausgabe des «Freisinns» rechtzeitig in den 
Druck geben können. Wenn Sie dies lesen, ist die 
Situation vielleicht schon wieder eine andere. Si-
cher ist aber: Die aktuellen und die kommenden 
wirtschaftlichen Herausforderungen sind immens! 

Unzählige Arbeitsplätze und Existenzen stehen 
vor einer ungewissen Zukunft. Es droht nicht nur 
der Kollaps des Gesundheitswesens, sondern auch 
der gesamten Wirtschaft. Darum haben wir den 
Bundesrat in einem offenen Brief zum Handeln 
aufgefordert. Die getroffenen Massnahmen sind 
richtig und wichtig – aber sie sind kurzfristig. Be-
reits im letzten August haben wir eine langfristige 
Vorwärtsstrategie vorgelegt. Genau das ist es, was 

wir brauchen, um die Wirtschaft wieder in die Gän-
ge zu bekommen. 

Mensch im Fokus
Wir alle müssen in der nächsten Zeit mit einer er-
heblichen Ungewissheit leben. Dies ist nicht die 
Zeit der Eigeninteressen, sondern des Zusammen-
halts. Es ist nicht die Zeit von unbedachten oder 
populistischen Forderungen, sondern des An
packens. Wir Freisinnige werden Verantwortung 
übernehmen, wie wir das schon immer getan ha-
ben. Handeln wir entschlossen, aber auch besonnen 
– immer mit dem Menschen im Fokus. 

Natürlich liegt unser Schwerpunkt in diesem 
«Freisinn» auf dem Coronavirus. Wir befassen uns 
aber nicht nur mit der Krise selbst, sondern suchen 
auch Auswege aus der Krise. Und bei allem Leid: 
Womöglich bietet uns die Pandemie auch wichtige 
Erkenntnisse und sogar Chancen. 

So oder so: Wir alle werden unglaublich froh 
sein, das Leben und die Freiheit dereinst wieder 
richtig geniessen zu können. Vorfreude ist bekannt-
lich die schönste Freude – und so möchte ich Sie 
schon jetzt herzlich einladen, das Leben und den 
Gemeinsinn am nationalen Wandertag der FDP am 
29. August im Berner Oberland gemeinsam mit mir 
zu feiern. – Bleiben Sie gesund. Gemeinsam kom-
men wir weiter!

Ihre Petra Gössi
Präsidentin FDP.Die Liberalen Schweiz 

 Entschlossen und
 besonnen
Jetzt handeln, aber schon an morgen denken
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Kanton SolothurnMerci liebe Solothurnerinnen
und Solothurner
Mit enorm viel Verantwortungsbewusstsein, Einsatz und Erfindergeist geben so viele allen Schwierigkeiten
zum Trotz ihr Bestes: Zum Beispiel alle Eltern, die ihre Kinder daheim unterrichten. Die Lehrkräfte und
Unternehmer, die sich sehr rasch der neuen Situation angepasst und innovativ neue Lösungen gefunden
haben. Alle Arbeitnehmenden, die von zu Hause aus ihren Job unter erschwerten Bedingungen ausführen
und diejenigen, die in Spitälern und Heimen, bei der öffentlichen Hand, in der Produktion, im Handel,
in den Verkaufsgeschäften sowie in den öffentlichen und privaten Dienstleistungsbetrieben die Grundver-
sorgung aufrechterhalten. Oder alle älteren und jungen Menschen, die daheimbleiben, Rücksicht nehmen,
anderen beistehen und so helfen, die zu schützen, die jetzt unseres besonderen Schutzes bedürfen.

Für euer Verständnis, eure Rücksichtnahme, euer Unternehmertum
und eure gelebte Selbstverantwortung danken wir euch herzlich.

Unsere 28 Kantonsrätinnen und Kantonsräte, unser Regierungsrat Remo Ankli, unser Nationalrat Kurt Fluri
und unsere 60 freisinnigen Gemeindepräsidentinnen und -präsidenten sind gerade jetzt in diesen schwieri-
gen Zeiten für euch da. Wir Freisinnigen wollen euch unterstützen und dazu beitragen, die Gesundheit
aller zu schützen und auch Wirtschaft und Gesellschaft am Leben zu erhalten. Unser Kanton Solothurn soll
auch in Zukunft ein attraktiver Ort zum Leben und Arbeiten mit einem breiten Angebot an Arbeit und
sozialen und kulturellen Einrichtungen sein.

Stefan Nünlist Peter Hodel
Parteipräsident Fraktionspräsident

mir als Präsident der Solothurner Freisinnigen alle 
noch verbliebenen Haare. Fundament des Erfolgs-
modells Schweiz sind nämlich Volksentscheide und 
starke, die Regierung kontrollierende Parlamente, 
möglichst dezentrale, nah bei den Bürgern gefällte 
Entscheide und Freiheiten, die uns ermöglichen, 
Verantwortung wahrzunehmen und Unternehmer-
tum im Grossen und Kleinen zu leben. All dies ist 
momentan stark eingeschränkt.

Verfassung und Epidemiengesetz räumen dem 
Bundesrat weitgehende Kompetenzen ein. Der 
Bundesrat ist aber auch beim Erlass von Notrecht 
an die Verfassung gebunden. So dürfen etwa 
Grundrechte nur eingeschränkt werden, wenn das 
öffentliche Interesse es erfordert, und die Eingriffe 
müssen verhältnismässig sein. In der heutigen Ge-
setzgebung fehlt aber genau diese Möglichkeit von 
Parlament und/oder Bundesgericht, die Verhältnis-
mässigkeit der vom Bundesrat erlassenen Mass-
nahmen zu überprüfen.

Der Weg zurück in die Normalität
Bundesrat und Verwaltung haben in den letzten 
Wochen vieles richtig gemacht. Doch je länger die 
Massnahmen dauern und je zögerlicher wir zurück 
zu einer gewissen Normalität finden, umso mehr 
Fragen stellen sich: Welche Aufsichtsfunktion 
kommt dem Parlament zu? Darf man den parla-
mentarischen Betrieb einfach so aussetzen, wie das 
unsere Räte im März gemacht haben? Wer bewilligt 
innerhalb welcher Frist die Hilfspakte mit ihren 
enormen Folgen für die Sozialwerke und den 
Staatshaushalt? Welche Grundrechtseinschränkun-
gen sind überhaupt verhältnismässig und für wie 
lange? Wie sieht der konkrete Weg zurück aus? 
Und wie sieht es mit der Haftung des Staats für all 
diese Massnahmen aus? 

Freisinnige Werte
Als Freisinnige dürfen und müssen wir auch in 
Krisenzeiten unsere liberale Fahne hochhalten. Es 
ist Ausdruck unseres Gemeinsinns, in der Not zu-
sammenzustehen und solidarisch Einschränkungen 

unserer Freiheitsrechte hinzunehmen. Unsere Wer-
te Freiheit, Verantwortung und Fortschritt fordern 
uns aber auch, die Beschränkungen unserer Frei-
heitsrechte kritisch zu hinterfragen, Rechtsstaat-
lichkeit, Augenmass und Verhältnismässigkeit ein-
zufordern, Unternehmertum zu ermöglichen und 
zu leben, Verantwortung wahrzunehmen und unse-
rem Staat und seiner Handlungsfähigkeit Sorge zu 
tragen.

Darum lasst uns auf Kurs bleiben und Freiheit, 
Gemeinsinn und Fortschritt weiterhin leben und 
einfordern. Ich bin überzeugt: Um die Corona-
Krise und vor allem deren wirtschaftliche Folgen 
meistern zu können, braucht es genau diese frei-
sinnigen Werte. Wir Freisinnigen haben in den 
kommenden Monaten und Jahren viel zu tun. 

Stefan Nünlist 
Präsident FDP.Die Liberalen Kanton Solothurn

Fortsetzung von Seite 1
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Als das Solothurner Stimmvolk am 9. Februar 2020 im zweiten Anlauf der 
kantonalen Steuerreform und der AHV-Finanzierung (STAF) grossmehrheitlich 
zustimmte, war die Welt noch in Ordnung. Nur wenige Wochen später spricht 
niemand mehr über Gewinnsteuern, sondern es geht darum, mit einem 
substanziellen Unterstützungsprogramm möglichst bleibende Schäden für  
die Wirtschaft zu vermeiden.

Eigentlich befindet sich die Solothurner Wirtschaft 
bereits seit der zweiten Jahreshälfte 2018 im 
Kriechgang. Im Jahresverlauf 2019 verlor sie auf-
grund einer deutlichen Abschwächung im Indust-
riesektor weiter an Schwung. Dass im letzten Jahr 
überhaupt noch ein moderater Anstieg der Wirt-
schaftsleistung verzeichnet werden konnte, lag vor 
allem an der intakten Binnennachfrage.

Einbruch der Solothurner Exporte im Februar
Als das Coronavirus nach der STAF-Abstimmung 
Mitte Februar von China nach Europa über-
schwappte und die Fallzahlen in Italien explodier-
ten, zeigten sich bereits Vorboten einer Krise in der 
Solothurner Exportwirtschaft. So brachen die nomi-
nalen Warenausfuhren aus dem Kanton Solothurn 
im Februar 2020 gegenüber dem Vorjahresmonat 
um fast 6 Prozent ein. Die Zahlen für März und Ap-
ril sind noch nicht bekannt. Jedoch ist schon jetzt 
klar, dass die Auslandnachfrage weiter sinken wird. 
Viele Staaten haben unterdessen weitreichende 
Massnahmen zur Eindämmung des Virus ergriffen, 
was global eine weitgehende Stilllegung des öffent-
lichen Lebens und der Wirtschaft zur Folge hat.

Corona-Krise unterscheidet sich  
von früheren Krisen
Die durch die Ausbreitung des Coronavirus ausge-
löste Wirtschaftskrise unterscheidet sich stark von 
früheren Krisen. Dieses Mal ist nicht nur die Ex-
port-, sondern auch die Binnenwirtschaft betroffen. 
Sogar bei der Finanzkrise war die Binnenwirtschaft 
nur indirekt tangiert und konnte wie im Solothurner 
Wirtschaftsjahr 2019 ausgleichend wirken. Dieser 
Ausgleich fällt bei der Corona-Krise weg.

Vor der Finanzkrise lag die Arbeitslosigkeit im 
Kanton Solothurn bei 2 Prozent. Bis zum Ende der 
Krise schnellte sie auf 4,6 Prozent hoch. Insgesamt 
dauerte es aber drei Jahre, bis sich die Wirtschaft 
wieder erholte und die Arbeitslosenquote wie letz-
tes Jahr wieder bei rund 2 Prozent lag.

Bleibende Schäden möglichst vermeiden
Damit die Wirtschaft in den nächsten Monaten 
nicht bleibende Schäden erleidet, haben viele Staa-

ten, darunter auch die Schweiz und subsidiär die 
Kantone, verschiedene fiskalpolitische Massnah-
men eingeleitet. Dazu gehören Kurzarbeits- und 
Erwerbsersatzentschädigungen, Überbrückungs-
kredite, A-fonds-perdu-Beiträge und vieles mehr.

Die Massnahmen helfen, Liquiditätsengpässe 
bei Firmen zu überbrücken und damit Konkurse zu 
verhindern. Weiter sollen Entlassungen möglichst 
vermieden werden. Zu viele Firmenpleiten würden 
zu einer stark steigenden Arbeitslosigkeit und zu 
Zahlungs- und Kreditausfällen führen. Insgesamt 
würde dies die Konsumentenstimmung und die In-
vestitionstätigkeit längerfristig trüben.

Einschränkende Massnahmen bald zurückfahren
Aus der Schweiz oder dem Kanton Solothurn nicht 
beeinflussen können wir den Gang der Wirtschaft 
im Ausland. Falls dort die Arbeitslosigkeit stärker 
steigt und der Konsum und die Investitionen aus-
bleiben, wird dies unsere Exportwirtschaft sehr hart 
treffen.

Ob eine Erholung bereits dieses Jahr, nächstes 
Jahr oder erst ab 2022 eintritt, hängt davon ab, wie 
rasch die einschränkenden Massnahmen in der 
Schweiz und im Ausland wieder zurückgefahren 
werden können. Gelingt es uns und anderen Län-
dern nicht, bald wieder auf einen Wachstumspfad 
zu kommen, müssen wir uns auf eine längere gra-
vierende Wirtschaftskrise, begleitet von hoher 
Arbeitslosigkeit, vielen Insolvenzen und einer stei-
genden Staatsverschuldung, einstellen.

Daniel Probst 
Kantonsrat FDP.Die Liberalen Kanton Solothurn

 Zur Corona-Krise
 und den Auswirkungen
Solothurner Wirtschaft

Wachstum Bruttoinlandprodukt der Schweiz in drei Szenarien (real, % qoq)

Basis-Szenario U; Best-case-Szenario V; Worst-case-Szenario L.� Quelle: UBS
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Die Chinesen haben im Unterschied zu den Sowjets 
zwar nie die Weltherrschaft angestrebt. Aber das in 
China ausgelöste Coronavirus beherrscht derzeit 
die ganze Welt, verbreitet überall Angst und Schre-
cken, schafft Ungewissheit, wie lange das alles 
noch dauern wird, und richtet einen enormen wirt-
schaftlichen Schaden an. Erschreckend die Zahl 
derjenigen, die deswegen ihr Leben lassen mussten. 
Die Liberalen müssen zusehen, wie der Bundesrat 
von einem Tag auf den andern zum Schutz der Be-
völkerung die von unseren Vorvätern hart erkämpf-
ten, verfassungsmässig garantierten Freiheitsrechte 
ausser Kraft setzt: die Bewegungsfreiheit, die Ver-
sammlungsfreiheit, die Handels- und Gewerbefrei-
heit. Sogar die Religionsfreiheit wird tangiert, weil 
an Ostern, am höchsten Feiertag der Christenheit, 
keine Gottesdienste gefeiert werden können. Selbst 
das Recht auf Leben ist nicht mehr garantiert, wenn 
sich die Situation in den Spitälern dramatisch zu-
spitzen sollte und Ärzte über Leben und Tod von 
Infizierten entscheiden.

Praktisch nur noch die Medienfreiheit ist ge-
währleistet, von der denn auch umso ausgiebiger 
Gebrauch gemacht wird. Gibt es einen Aspekt, der 
in den Medien zur Corona-Krise noch nicht ange-
sprochen worden ist? Wissenschaftler und Exper-
ten (auch selbst ernannte) unterschiedlichster Pro-
venienz geben ihre Meinungen zum Besten, gele-
gentlich auch solche, bei denen gefragt werden 
darf, ob Papier so etwas wirklich noch geduldig 
ertragen kann. Den Vogel abgeschossen hat zwei-
fellos Thomas Sevcik – er nennt sich «Entwickler 
von strategischen Narrativen» –, indem er erklärt, 
es müssten Ideen her, die «idealerweise den Gang 
zum Arzt oder ins Spital unnötig machen». Ob der 
von einer Krebsdiagnose auch schon etwas gehört 
hat? Sevcik, der für seine Beratungen ein Tages-
honorar von bis zu 13 000 Franken kassiert, propa-
giert auch die Wiedereinführung der Sechstagewo-
che, eine 95-prozentige Erbschaftssteuer und eine 
Deckelung der Renten.

Wir brauchen in dieser schwierigen und belas-
tenden Zeit weder Phantasten noch Märchenerzäh-
ler. Wir brauchen auch diejenigen nicht, die aus der 
prekären Situation jetzt schnell noch politisches 
Kapital zu schlagen versuchen. Die Pandemie hat 
die Grünen in den vergangenen Wochen ins politi-

sche Offside gestellt. Sie melden sich lautstark mit 
der Forderung zurück, ihre klimapolitischen Forde-
rungen müssten nun subito umgesetzt werden, und 
die Linke will die Gelegenheit nutzen, mit ihrer 
Umverteilungsstrategie auch noch die Eigentums-
freiheit anzuknabbern. SVP-Nationalrätin Magda-
lena Martullo-Blocher versteigt sich sogar zur 
Empfehlung, dass man ausgerechnet jetzt von 
China lernen sollte! 

Vorrang hat jetzt die Rückkehr zur Normalität, 
sobald es die Eindämmung der Pandemie erlaubt. 
Rückkehr zur Normalität heisst in erster Priorität 
die ersatzlose Aufhebung aller Einschränkungen 
der Freiheitsrechte. Rückkehr zur Normalität heisst 
aber auch im Sinne der Freiheitsrechte weniger Ab-
hängigkeit von asiatischen Märkten, nur weil es 
dort billiger ist. Rückkehr zur Normalität heisst 
schliesslich die Konzentration auf das Wesentliche 
und weniger politische Betriebsamkeit mit noch 
mehr Regulierungen. Und noch etwas: Wir sollten 
unsere Freiheiten wieder mehr schätzen lernen.

Urs Marti, Langendorf

 Zurück
 zur Normalität
Kolumne

Wir hoffen, dass wir spätestens nach den Sommer-
ferien die geplanten Anlässe durchführen können. 
Den aktuellen Stand sowie die aktualisierten 
Informationen zu den Anlässen sind auf unserer 
Website zu finden.
www.fdp-so.ch/aktuell/agenda/

Donnerstag, 2. Juli
19.30 Uhr: Parlamentariergespräch  
des Supporter Club,  Airporthotel Grenchen

Donnerstag, 20. August
15 Uhr: Jahreszusammenkunft alt Kantonsräte, 
Bezirk Thierstein

Mittwoch, 26. August
19 Uhr: Kantonale Delegiertenversammlung  
im Bezirk Gäu

18. bis 21. September
MIO in Olten

18. bis 27. September
HESO in Solothurn

AGENDA

Kein Aprilscherz!
Am 1. April veröffentlichte Kantonsrat Mark 
Winkler auf Facebook eine Aufforderung an den 
Bundesrat mit folgendem Inhalt:

Lieber Bundesrat. 
Ändern Sie so bald wie möglich die Verordnung, 
dass neben den Lebensmitteln alle verderblichen 
Waren verkauft werden können. Die Setzlinge von 
heute sind die Lebensmittel von morgen. Die Gärt-
nereien gehören umgehend geöffnet. 

Mark Winkler, Kantonsrat SO
Bitte teilen!

Über 40 000 (!) Mal wurde sein Beitrag geteilt!
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Fokus Corona

Die Schweiz durchlebt schwierige Wochen, und schwierige Monate stehen 
uns noch bevor. Mehr denn je ist die FDP gefordert – wir übernehmen gerade 
in solchen Zeiten Verantwortung, leben den Gemeinsinn und sorgen für Fort-
schritt. Ich beleuchte im Folgenden verschiedene Aspekte der Corona-Krise.

Wir erleben momentan so denkwürdige wie 
schwierige Wochen. Die Schweiz, wir alle, sind mit 
der grössten Herausforderung seit dem Zweiten 
Weltkrieg konfrontiert. Der Bundesrat hat am 
16. März die ausserordentliche Lage gemäss Epi-
demiengesetz ausgerufen, worauf das öffentliche 
Leben in der Schweiz grossteils heruntergefahren 
wurde. Geschäfte, Restaurants, Schulen mussten 
vorübergehend schliessen. 

Das Leid und die Verunsicherung werden noch 
andauern. Die vom Bundesrat getroffenen Mass-

nahmen waren und sind zwar richtig, aber sie be-
deuten auch einen gewaltigen Einschnitt in unser 
privates Leben, in unsere Freiheit und in vielen 
Fällen auch in unser Einkommen. Klar ist aber 
auch, dass es jetzt eine Strategie braucht, wie wir 
aus dieser Situation wieder herauskommen.

Existenzen stehen auf dem Spiel
Das zeigen auch die vielen Kontakte mit Menschen, 
die ich seit Beginn der Krise über Mail oder Telefon 
hatte. Zum Teil spürt man Ungläubigkeit, zum Teil 
Unverständnis über die Tragweite der Massnah-
men, aber vor allem immer viel Verunsicherung. An 
erster Stelle steht die unmittelbare Sorge um die 
Gesundheit von Familie, Freunden und Liebsten. 
Aber nach und nach drängen nun auch Sorgen um 
die Folgen des wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Stillstands an die Oberfläche: Wann wird das 
Leben wieder in «geordnete Bahnen» zurückkeh-
ren? Komme ich finanziell und wirtschaftlich über 

die Runden? Was mache ich mit meinen Angestell-
ten, für die ich in all den Jahren ein fürsorglicher 
und fairer Chef war? Viele Menschen werden nun 
von existenziellen Fragen geplagt. 

Wir können noch immer nicht vollständig abse-
hen, wie sich die Situation weiterentwickeln wird. 
Der Bundesrat hat bisher richtig gehandelt. Er ist 
aber jetzt gefordert, unmissverständlich und klar 
aufzuzeigen, wann und wie wir unser Land wieder 
in eine normale Lage zurückführen können. Anfang 
April habe ich gefordert, dass Schulen und Ge-
schäfte – unter zwingender Einhaltung der gelten-
den Hygiene- und Abstandsregeln – so bald wie 
möglich wieder geöffnet werden sollen. Wichtig ist 
auch, dass das Parlament seine Arbeit bald wieder 
aufnehmen kann. Trotzdem: Unsicherheit wird uns 
in den kommenden Monaten weiterhin begleiten. 
Daraus müssen und werden wir das Beste machen.

Der Mensch im Fokus
In unserer Bundesverfassung steht geschrieben: 
«Die Stärke des Volkes misst sich am Wohl der 
Schwachen.» Die schwächeren Mitglieder unserer 
Gesellschaft sind vom neuen Coronavirus beson-
ders bedroht. Deshalb müssen wir alle für eine be-
stimmte Zeit auf viele unserer gewohnten Freihei-
ten verzichten, auch wenn uns dies manchmal 
schwerfällt. Dabei dürfen wir nie aus den Augen 
verlieren, dass es primär darum geht, unser Ge-

 unus pro omnibus –
 omnes pro uno
Die Stärke des Volkes misst sich am Wohl der Schwachen

Corona hat auch die Produktion dieser «Frei-
sinn»-Ausgabe beeinflusst. Der Redaktions-
schluss war am 8. April und entsprechend 
mussten die Texte in Unkenntnis der weiteren 
Entwicklung verfasst werden. Wir bitten Sie 
um Verständnis. Bleiben Sie gesund!
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sundheitssystem vor dem Kollaps zu bewahren. 
Jetzt ist Gemeinsinn gefragt. Das Wohl der Schwa-
chen steht im Vordergrund. Wir alle müssen unsere 
Verantwortung übernehmen, denn das sind wir 
unseren Mitmenschen schuldig. Nicht umsonst 
prangt in der Kuppel des Bundeshauses die In-
schrift «unus pro omnibus – omnes pro uno» – 
«Einer für alle – alle für einen». Daher freut es 
mich besonders, zu sehen, dass überall in der Be-
völkerung und gerade auch in unserer Basis gross-
artige und innovative Aktionen entstehen, um sich 
gegenseitig zu helfen. Das ist gelebter Gemeinsinn.

Verantwortung auf allen Ebenen
Die Verantwortung tragen wir aber auch auf einer 
anderen Ebene. Der Bundesrat hat zugesichert, dass 
er allen Betroffenen schnell und unbürokratisch fi-
nanzielle Hilfe zukommen lassen wird. Auch den 
selbstständig Erwerbstätigen und den geschäftsfüh-
renden Inhabern von Klein- und mittelgrossen 
Unternehmungen. Hier kann auch der Kanton eine 
wichtige Funktion übernehmen und gezielt Hilfe 
leisten, wo es trotz der Unterstützung des Bundes 
nötig sein wird. Und es gibt noch eine Solidarität, 
die mindestens so wichtig ist: Wir sollten nach 
Möglichkeit darauf verzichten, uns online mit Kon-
sumartikeln aus dem Ausland einzudecken. Es 
lohnt sich zu warten, bis unsere Einzelhändler und 
regionalen Geschäfte wieder öffnen. So kann jeder 
Einzelne dabei helfen, diese Krise zu bewältigen. 

Rasche und unbürokratische Hilfe für alle Be-
troffenen ist unbedingt notwendig. Glücklicherwei-
se leben wir in einem Land, in dem wir diese Hilfe 
leisten können, weil genügend Geld vorhanden ist 
– auch deshalb, weil die Schweiz dank der freisin-
nigen Idee der Schuldenbremse ihre Finanzen gut 
im Griff hat. Das ist jetzt überlebenswichtig und 
sollte gleichzeitig eine Warnung an all jene sein, die 
sich nun für bedingungslose Grundeinkommen und 
andere sozialistischen Träumereien stark machen. 
Auch eine Warnung haben jene erhalten, welche 
die Armee abschaffen wollen, führt uns die Krise 
doch schonungslos vor Augen, wie dringend wir 
auf eine funktionierende Milizarmee angewiesen 
sein können. Auch die Abschottungsfantasien von 
rechtskonservativer Seite wurden entlarvt. Denn 
wir sehen nun ganz konkret, welche immensen 
Kosten geschlossene Grenzen nach sich ziehen.

Vorwärtsstrategie ist alternativlos
Klar ist: Corona wird eine wirtschaftliche Krise 
nach sich ziehen, die wir in diesen Dimensionen 
bisher nicht kannten. Um den innovativen, starken 
Wirtschaftsstandort Schweiz so schnell wie mög-
lich wieder aufbauen zu können und alle Menschen 
wieder mit Arbeitsplätzen und besten Perspektiven 
auszurüsten, braucht unser Land zuerst eine Aus-
stiegsstrategie (siehe Box) und dann eine wirt-
schaftliche Vorwärtsstrategie. Bereits letzten 

August haben wir eine solche vorgestellt: Die wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen sowie die Digi-
talisierung sind konsequent zu stärken, Wettbe-
werbsnachteile abzuschaffen und der bilaterale 
Weg muss gesichert werden. Das ist kein «nice to 
have», sondern eine Frage der Verantwortung 
gegenüber allen Bürgerinnen und Bürgern.

Jeder Einzelne gestaltet mit
Diese ausserordentliche Situation wird uns in ver-
schiedenster Hinsicht prägen, und die Aufarbeitung 
wird viele wichtige Lehren bereithalten: Seitens 
Politik werden wir uns zum Beispiel ernsthaft mit 
dem Epidemiengesetz oder den Pflichtlagern ausei-
nandersetzen müssen. Und wir haben die Digitalisie-
rung voranzutreiben, gerade auch beim Bund. Auf 
individueller Ebene werden viele Menschen feststel-
len, dass ihnen Homeoffice eine neue Welt eröffnet, 

die sie zu mehr Kreativität führt. Andere werden 
merken, dass sie für ihr Leben einen anderen Inhalt 
wünschen. Und wieder andere werden dankbar sein, 
sich einfach in ihrem gewohnten Leben wiederzu-
finden. Aber eines finde ich am allerwichtigsten: 
Jeder Einzelne von uns gestaltet die Gemeinschaft 
und unser gemeinsames Leben mit. Manchmal müs-
sen wir uns zwar Weisungen fügen, die in ihren Aus-
wirkungen nicht immer angenehm sind. Aber wenn 
wir im Kleinen dafür sorgen, dass wir die Ziele er-
reichen, gelingt uns das auch im Grossen und in der 
Gemeinschaft. Das ist Leadership, das im Kleinen 
anfängt und im Grossen Früchte trägt. Von diesen 
werden wir alle profitieren können. 

Petra Gössi, Küssnacht 
Nationalrätin und Parteipräsidentin  
FDP.Die Liberalen

Hoffentlich bald wieder Realität ohne Social Distancing: Petra Gössi im Gespräch an einem Tag der FDP.

Die Ausstiegsstrategie der FDP, präsentiert am 15. April 2020

– �Testing und umfassender Schutz von gefährdeten Gruppen
– �Effizienz und Flexibilität im Gesundheitssystem in und nach der Krise
– �Digitalisierung in allen Bereichen
– �Der Bund nimmt in seiner Regulierung Rücksicht auf kantonale und regionale Gegebenheiten
– �Bewegungsfreiheit an der Grenze 
– �Kinderbetreuung sicherstellen und Schulen wiedereröffnen 
– �Geschäfte unter Einhaltung der Hygieneregeln wieder öffnen 
– �Massnahmen des Bundes weiterentwickeln: Rasche finanzielle Unterstützung für Härtefälle unter 

den indirekt betroffenen selbstständig Erwerbenden. Missbräuche bei Krediten verhindern und prio-
ritäre Rückführung der Hilfskredite sicherstellen.

– �Langfristige Massnahmen, um die Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen: Konsequente Umset-
zung der FDP-Vorwärtsstrategie vom August 2019. Langfristig braucht die Schweiz zudem eine vor-
ausschauende Steuerstrategie.

Mehr Informationen auf www.fdp.ch/coronavirus
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In der Corona-Krise stehen auch unsere freisinnigen Bundesräte an  
vorderster Front. Im schriftlichen Interview erzählen Karin Keller-Sutter und 
Ignazio Cassis, wie sie damit persönlich umgehen und in welchen Bereichen 
sie nun ganz besonders gefordert sind.

Wie betreffen Sie die Einschränkungen wegen 
Corona persönlich? 
BR Ignazio Cassis (IC): Auf der familiären Ebene 
gibt es spürbare Einschränkungen: Zwischen-
menschliche Kontakte sind rar geworden, mit mei-
ner Mutter darf ich nur noch telefonieren. Aber wie 
in jeder Krise gibt es auch positive Nebeneffekte, 
insbesondere auf beruflicher Ebene: Die Agenda 
lässt mehr Zeit für strategisches Denken, da Termi-
ne annulliert werden. Und wir sind gezwungen, 
kreativer und effizienter zu arbeiten. Plötzlich ent-
decken wir neue Organisationsmöglichkeiten. 
BR Karin Keller-Sutter (KKS): Auch mein Leben hat 
sich sehr verändert. Meine persönlichen Kontakte 
habe ich auf das Nötigste eingeschränkt, und Sit-
zungen finden praktisch ausschliesslich über Skype 
statt. Es gibt eine Ausnahme: Der Bundesrat trifft 
sich wie üblich zu seinen Sitzungen, wobei er die 
BAG-Empfehlungen berücksichtigt. Die Corona-
Krise beschäftigt mich und die anderen Mitglieder 
des Bundesrates fast rund um die Uhr. Und die Si-

tuation kann sich sehr schnell verändern: Was heu-
te noch gewiss scheint, kann morgen schon völlig 
überholt sein. Das spüren wir alle im Bundesrat.

Woran arbeiten Sie zurzeit am intensivsten? 
IC: Im Bundesrat arbeiten wir ständig an Lösungen 
für den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
und der Wirtschaft unseres Landes. Auch der Alltag 
in meinem Departement ist anders: Wir haben 
einen Krisenstab, rund 80 Prozent der Leute sind 
im Homeoffice. Viele Mitarbeitende im Ausland 
müssen wegen der Corona-Krise zum Teil unter 
noch schwierigeren Verhältnissen als üblich arbei-
ten. Wir setzen alles daran, um Tausende Schweizer 
nach Hause zu holen sowie um die nötigen Waren-
transporte und die Bewegungsfreiheit von Grenz-
gängern sicherzustellen, insbesondere in sensiblen 
Bereichen wie dem Gesundheitssystem. Darüber 
hinaus pflegen wir den Kontakt mit anderen Län-
dern, um uns gegenseitig zu unterstützen und glo-
bale Lösungen für die Krise voranzubringen.

KKS: Mein Departement ist stark gefordert. Wir ha-
ben wichtige Entscheide wie die Grenzschliessun-
gen vorbereitet und sind in alle rechtlichen Fragen 
rund um die Covid-Verordnung involviert. Zudem 
ist für mich als EJPD-Vorsteherin zentral, dass die 
Kernfunktionen der Institutionen, der Justiz, des 
Asylsystems aufrechterhalten bleiben. Wichtig ist 
für mich auch, dass wir gestützt auf Fakten und mit 
Augenmass über notwendige Massnahmen ent-
scheiden. Die Einschränkungen dürfen nicht wei-
tergehen als nötig. Dafür setze ich mich ein. Für 
mich als liberale Bundesrätin ist es nicht einfach, 
die Freiheit der Menschen so stark einzuschränken. 
Aber wir befinden uns in einer «ausserordentlichen 
Lage» und müssen die Menschen in unserem Land 
schützen. Der Staat, die Gesellschaft, wir alle müs-
sen stark sein und uns auf das gemeinsame Ziel 
konzentrieren. 

Was hat Sie in den letzten Wochen besonders 
berührt? 
IC: Mich beeindruckt die Fähigkeit der Bevölke-
rung, verantwortlich und solidarisch zu reagieren. 
Mich berührt die interkantonale Solidarität trotz der 
unterschiedlichen Betroffenheit durch die Pande-
mie. Aber auch die kollektive Schwierigkeit, eine 
rationale Sicht der Krise beizubehalten und über 
verhältnismässige Massnahmen zu entscheiden.
KKS: Es berührt mich sehr, wie verantwortungsvoll 
unser Land diese Krise angeht. Ich war im Rheintal 
am Grenzübergang Au und habe die Firma SFS be-
sucht. In dieser Exportregion arbeiten viele Grenz-
gänger. Hier sieht man ganz konkret, wie wichtig 
das Zusammenspiel zwischen Gesundheit, Grenz-
kontrollen und Arbeitsplätzen ist. Besonders nahe 
geht mir auch die Schliessung der vielen Geschäfte. 
Ich bin selbst in einem Restaurant aufgewachsen 
und weiss, was das für die eigene Existenz bedeu-
tet. Die Konsequenzen für die Wirtschaft sind schon 
heute gravierend. Ich bin aber überzeugt, dass unser 
Land die Stärke hat, um die Krise zu meistern. 

 Gemeinsam gegen
 die Krise
So erleben unsere Bundesräte Corona

BR Ignazio Cassis an einer Medienkonferenz im Tessin. Karin Keller-Sutter am Grenzübergang Au SG.
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In ausserordentlichen Lagen kommen plötzlich neue und grosse Heraus
forderungen in verschiedensten Bereichen auf uns zu – so auch bei Corona. 
Umso wichtiger wäre die Schaffung eines wissenschaftlichen Netzwerks,  
das Wissen und Know-how bündelt und Entscheidungsgrundlagen für  
die Behörden zur Verfügung stellen kann.

Die Corona-Krise wirft viele gesundheitsrelevante 
Fragen auf, gefolgt von Herausforderungen im 
wirtschaftlichen und sozialen Bereich. Generell 
macht uns diese Krise bewusst, dass wir einerseits 
funktionierende Notorganisationen brauchen und 
haben, andererseits auf wissenschaftliche Erkennt-
nisse angewiesen sind. Hier geht es um viel mehr 
als um Epidemiologie, nämlich um Erkenntnisse 
für ausserordentlichen Lagen in Gesellschaft, Wirt-
schaft und Staat. Das in der Schweiz hohe For-
schungsniveau mit vielen hervorragenden Institu-
tionen hat das Potenzial, einen wichtigen Beitrag 
zu leisten – beyond Corona.

Wissenschaftliche Task-Force
Um dieses Potenzial zu nutzen, hat der Bundesrat 
Ende März 2020 ein wissenschaftliches Beratungs-
gremium (Task-Force) eingesetzt, in welchem die 
ganze Hochschullandschaft mit Forscherinnen und 
Forschern vertreten ist. Dieses konzentriert sich 
primär auf die Gesundheitsaspekte rund um 
Covid-19. Das, was der Bundesrat zur einberufenen 
Task-Force zu Covid-19 erklärt, kann allgemeine 
Geltung für andere Krisenlagen beanspruchen (aus 

der Medienmitteilung vom 31. März 2020): «Die 
Schweizer Wissenschaftsgemeinschaft hat ein ho-
hes Potenzial, den Ausgang dieser Krise positiv zu 
beeinflussen, sei es durch Forschung, Bildung oder 
Wissenstransfer.»

Wissenschaftliches Know-how  
für ausserordentliche Lagen
Je länger die Krise dauert, desto mehr kommen 
wirtschaftliche und soziale Frage- und Problem-
stellungen auf. Es sind Herausforderungen, bei 
welchen wir auf gesicherte Erkenntnisse, Grund-
lagenforschung, praxisorientierte Forschung und 
das Zusammenwirken von Wissenschaft, Politik, 
Gesellschaft und Wirtschaft angewiesen sind. Die 
wissenschaftlichen Fragestellungen gehen also 

weit über Fragen der Epidemiologie und Gesund-
heit hinaus – also auch insofern beyond Corona. 
Der Bedarf an wissenschaftlich fundiertem Know-
how wurde nun durch ein Virus und die damit ver-
bundene Krise ausgelöst. Auslöser können aber 
auch Naturereignisse, Kriege oder andere Katastro-
phen sein. Auf staatlicher Ebene wird jeweils von 
ausserordentlicher Lage gesprochen. Wie erwähnt, 
stellen sich existenzielle Fragen auf gesellschaftli-
cher und wirtschaftlicher Ebene, welche besondere 
Massnahmen und Verhalten erfordern. 

Künftiges interdisziplinäres Netzwerk
Aus diesen Gründen braucht es gebündelte Kompe-
tenzen und wissenschaftlich basierte Grundlagen 
– interdisziplinär und für alle ausserordentlichen 
Lagen. Diese als Entscheidungsgrundlagen für Be-

hörden zu erarbeiten und nach Bedarf weitere Auf-
träge entgegenzunehmen, wäre die Aufgabe eines 
festen Netzwerks oder Kompetenzzentrums. Vor-
stellbar ist einerseits ein Grundauftrag des Staates 
oder einer im Zusammenwirken mit Privaten (Pub-
lic Private Partnership), welcher präventiv Erkennt-
nisse für verschiedene ausserordentliche Lagen 
bereitstellt und andererseits ein erweiterter Auftrag, 
um je nach aktuellem Bedarf das nötige Know-how 
schnell und nach jeweiliger Situation schwerpunkt-
mässig anzubieten. Unter Einbindung aller for-
schenden Institutionen unseres Landes wäre dieses 
Netzwerk oder Kompetenzzentrum nicht erst im 
Notfall ad hoc zu bilden, sondern es wäre eine be-
stehende Plattform, auf welche rechtzeitig zurück-
gegriffen werden kann. 

Matthias Michel, Ständerat, Zug

 Netzwerk
 für Krisenlagen
Ein Vorschlag beyond Corona

«Hier geht es um viel mehr als um Epidemiologie, 
nämlich um Erkenntnisse für ausserordentliche 
Lagen in Gesellschaft, Wirtschaft und Staat.»

Matthias Michel: «Wissenschaftlicher Austausch ist 
gerade in Krisenlagen wichtig.»
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Die Auswirkungen des Coronavirus auf die Schweiz sind schwerwiegend. 
Auch wenn die gesundheitlichen Risiken hoffentlich bald eingedämmt sind, 
warten massive längerfristige Herausforderungen auf uns: die immensen 
Folgen für Wirtschaft und Wohlstand. Um möglichst schnell aus der Krise zu 
finden, braucht die Schweiz eine konsequente Vorwärtsstrategie. 

Die Folgen des Corona-Lockdown für gewisse Be-
triebe und die Folgen der behördlichen Einschrän-
kungen für die Gesamtwirtschaft sind beträchtlich. 
Nebst Kurzarbeit und Einnahmeausfällen wird eine 
steigende Arbeitslosigkeit kaum zu vermeiden sein. 
Es ist daher dringend notwendig, dass mit der hof-
fentlich baldigen Lockerung der behördlichen 
Massnahmen Reformen umgesetzt werden, welche 
die Unternehmen entlasten und ihre Wettbewerbs-
fähigkeit stärken. Mit den Arbeitsplätzen wird so 
auch der Wohlstand in der Schweiz gesichert.

Bundesrat hat richtig gehandelt
Der Bundesrat hat rasch reagiert und Soforthilfen 
für die Wirtschaft versprochen. Die FDP hat dies 
begrüsst und den Bundesrat am 18. März in einem 

offenen Brief zu schneller und umfassender Hilfe 
für die Betroffenen aufgefordert und die wichtigs-
ten Handlungsfelder markiert. Seither hat der Bun-
desrat richtigerweise ein umfangreiches Massnah-
menpaket mit Soforthilfen gegen die Corona-Krise 
geschnürt, um der Wirtschaft in dieser beispiel
losen Krise zu helfen. Gefordert waren schnelle, 
flexible und funktionierende Antworten für tausen-
de KMU und Selbstständigerwerbende, welche in 
diesen Tagen vor existenziellen Problemen stehen. 
Die Stützungsmassnahmen entsprechen unseren 
Forderungen weitestgehend, namentlich bei der 
Sicherung der Liquidität von Unternehmen und zur 
Unterstützung von Selbstständigerwerbenden, 
ihren mitarbeitenden Familienmitgliedern, Lernen-
den oder Betriebsinhabern. 

Die Massnahmen des Bundesrats sind insgesamt 
ein vertretbarer Kompromiss zwischen «unkompli-
ziert» und «massgeschneidert». Das ist letztlich das 
Entscheidende – Vorrang hat in einer solchen Krise 
schnelle und unbürokratische Hilfe. Ein Swiss Fi-
nish, der zu spät kommt, nützt nichts. 

Was kommt danach?
Die Lage ist nun weiterhin mit höchster Aufmerk-
samkeit zu verfolgen. Dort, wo es Probleme gibt 
oder Branchen zwischen Stuhl und Bank fallen, ist 
zu prüfen, ob nachjustiert werden muss. Im Vorder-
grund steht aber das Ziel, die Unsicherheit für alle 
möglichst bald zu beenden. Sobald es die gesund-
heitliche Lage erlaubt, müssen Schritte zur Norma-
lisierung eingeleitet werden, und die Unternehmen 
(aller Grössen) müssen Planungssicherheit für die 
Zukunft erhalten. 

Klar ist aber auch: Die Massnahmen des Bun-
desrates sind als Soforthilfe zu verstehen. Langfris-
tig ist für die FDP entscheidend, dass der Bundesrat 
für die Zeit nach dieser Krise die Wettbewerbsfä-
higkeit der Schweiz pflegt und stärkt – und damit 
die Produktivität und Widerstandsfähigkeit der 
Unternehmen. Denn nur eine gesunde Wirtschaft, 
ein solider Finanzhaushalt und gute wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen für normale Zeiten ermögli-
chen es unserer Gesellschaft, eine solche Krise er-
folgreich zu meistern.

Vorwärtsstrategie für die Wirtschaft
Der Bundesrat muss sich bereits jetzt intensiv mit 
der langfristigen Strategie beschäftigen. Denn noch 
wichtiger als kurzfristige Überlebenshilfe ist, dass 
die Wirtschaft nach dem Rückschlag rasch wieder 
stark und konkurrenzfähig wird – die FDP fordert 
dafür entsprechende Rahmenbedingungen. 

Nur mit einer gesunden Wirtschaft sind wir im 
Stande, auch eine nächste Krise erfolgreich zu 
meistern und den Wohlstand zu erhalten. Wenn das 
Schlimmste der Corona-Krise überstanden ist, 
braucht es dringend ein Fitness-Programm für 

 Vorwärtsstrategie
 ist alternativlos
Wie die Schweiz aus der Krise findet
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unsere Volkswirtschaft. Die von der FDP im August 
2019 vorgelegte Vorwärtsstrategie für den Wirt-
schaftsstandort Schweiz ist damit aktueller denn je 
(siehe nachfolgende Box) – sie erscheint aus heuti-
ger Sicht schon fast wie eine Vorahnung auf die 
aktuellen Ereignisse. Es ist aber auch klar, dass es 
gerade in dieser aussergewöhnlichen Lage weiter-
gehende Deregulierungen und Entlastungen für 
Unternehmen braucht – im Sinne einer Investition 
in die langfristige Prosperität unseres Landes und 
den Wohlstand der Bevölkerung. Zu denken ist da-
bei an eine Reduktion der Steuer- und Abgabelast, 
die Flexibilisierung des Arbeitsrechts oder die zu-
sätzliche Förderung von Forschung und Innovation. 
Packen wir die Chancen, die die Zukunft bietet.

Beat Walti 
Nationalrat ZH und Fraktionspräsident

Das fordert die FDP in der Vorwärtsstrategie:

–  �Innovationsfreundliche Rahmenbedingungen und weniger Bürokratie. Der Einheitssatz bei der 
Mehrwertsteuer ist überfällig.

–  �Die Schweiz braucht genügend Fachkräfte. Wir fordern ein Start-up-Visum für die Techszene.
–  �Liberale Rahmenbedingungen machen die Schweiz als Standort attraktiv und stärken die Wirt-

schaft. Wettbewerbsverzerrungen durch Staatsunternehmen sind zu bekämpfen.
–  �Der Zugang zum EU-Binnenmarkt muss gesichert werden, gleichzeitig sind Freihandelsabkom-

men ausserhalb der EU abzuschliessen. 
–  �Eine langfristige Steuerstrategie sichert die Wettbewerbsfähigkeit. Das Steuersystem muss ein-

fach, attraktiv sowie verhältnismässig sein, und Leistung muss sich lohnen. 
–  �Teilnahme an Forschungsrahmenprojekten der EU ist sehr wichtig für unseren Forschungs- und 

Innovationsplatz. Gleichzeitig braucht es aber auch mehr Kooperationen ausserhalb von Europa.
–  �Eine kluge Finanzplatzregulierung soll zwar die Risiken eliminieren, nicht aber gleich den ganzen 

Finanzsektor mit dazu.

Parlamentarische Gruppe für Start-ups und Unternehmertum schlägt konkrete Massnahmen vor

Corona trifft Start-ups hart
Drei Viertel der Start-ups fallen durch das Corona-Rettungsnetz und haben 
akute Finanzierungsschwierigkeiten. Als parlamentarische Gruppe schlagen 
wir dem Bundesrat vor: Wenn der Bund für die Kredite an KMUs bürgt, soll er 
es auch bei den Start-ups tun – etwa über eine «Public-Private-Partnership».

Bund und Kantone haben in den letzten Jahren viel 
Zeit und Steuergelder in ein florierendes Start-up-
Ökosystem investiert. Innosuisse verantwortet die 
Innovationsförderung für die ganze Schweiz, Kan-
tone haben u. a. als Trägerinnen von Technoparks 
den Nährboden für Innovation geschaffen, und Bil-
dungseinrichtungen wie Universitäten und Fach-
hochschulen sind darum bemüht, dass immer mehr 
Studierende während oder nach Abschluss ihrer 
Ausbildung ein Unternehmen («Spin-Off») grün-
den sollen.

Start-ups zeichnen sich dadurch aus, dass sie 
eine Innovation auf den Markt bringen, welche 
stark skalierbar ist. Meistens investieren sie ihr Ka-
pital in den ersten Jahren in Forschung sowie Ent-
wicklung und erwirtschaften erst später einen rele-
vanten Umsatz. So ist ihr Fortbestehen zu Beginn 
nur möglich, wenn genügend Wagniskapitalgeber 
in ihre Idee investieren. Abhängig vom Fortschritt 
werden laufend neue Kapitalerhöhungen durchge-
führt, was im Englischen als «Deal Flow» bezeich-
net wird.

Wegfall von Start-ups schaden dem Standort
Die aktuelle Wirtschaftskrise trifft die Start-ups 
deshalb besonders hart. Sie sind von den bisherigen 
Unterstützungsmassnahmen des Bundesrates weit-
gehend ausgeschlossen, weil sich diese in erster 

Linie auf den Umsatz beziehen. Weiter werden ge-
plante Finanzierungsrunden nicht (mehr) durchge-
führt, weil sich Wagniskapitalgeber entweder ganz 
zurückziehen oder ihre Bemühungen auf bestehen-
de Investitionen beschränken.

Umfragen von Venturelab und der Parlamentari-
schen Gruppe Start-ups und Unternehmertum – 
welche ich zusammen mit Judith Bellaiche (glp) 
präsidiere – zeigen, dass gut drei Viertel der Start-
ups durch das Rettungsnetz durchfallen und akute 
Finanzierungsschwierigkeiten haben. An dieser 
Stelle kann man argumentieren, dass dies das Risi-
ko einer solchen Investition ist und es in der Natur 
der Sache liegt, dass nicht jedes Start-up überleben 
wird. Unter normalen Bedingungen stimmt diese 
Argumentation. Nur ist die Situation heute eine an-
dere, wenn der ganze «Deal Flow» nicht mehr exis-
tiert. 

Wenn heute keine Start-ups mehr gegründet 
würden, wenn sehr erfolgversprechende Firmen 
mit mehreren dutzenden Mitarbeitenden von heute 
auf morgen kein Geld mehr hätten, dann wären die 
Schäden für das Ökosystem irreversibel. Diese 
Umstände hätten zur Konsequenz, dass in den 
kommenden Jahren wenige neue, innovative Fir-
men auf dem Markt wären, was wiederum für den 
Wirtschaftsstandort Schweiz schlechte Zukunfts-
aussichten wären.

Überbrückung für Start-up-Biotop
Deshalb muss es das Ziel sein, den «Deal Flow» so 
gut wie möglich aufrechtzuerhalten. Als parlamen-
tarische Gruppe haben wir folgenden Vorschlag 
ausgearbeitet und dem Bundesrat vorgelegt: Wenn 
der Bund für die Kredite an KMUs bürgt, soll er es 
auch bei den Start-ups tun. Da diese Kredite im 
Gegensatz zu den KMUs mit mehr Risiko behaftet 
sind, soll die Bürgschaft verzinst und bei 85 Pro-
zent beschränkt werden. Das Geld soll von Risiko-
kapitalgebern kommen, wie zum Beispiel von Ven-
ture-Capital-Investoren. Diese «Public-Private-
Partnership» könnte das Ökosystem und damit 
Milliarden an Vorleistungen durch die öffentliche 
Hand und Private überbrückungsweise sichern. Der 
Bundesrat wird das weitere Vorgehen Ende April 
beschliessen. 

Andri Silberschmidt, Nationalrat ZH

Andri Silberschmidt: «Viele fallen durch das 
Rettungsnetz.»
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Ist das Coronavirus in der Schweiz einigermassen überstanden, muss die 
Aufarbeitung beginnen: Was hat funktioniert, was ist zu verbessern? Das ist 
entscheidend, um für eine zukünftige Pandemie noch besser gerüstet zu sein. 
Gesundheitsexperte Frank Rühli erläutert erste gesundheitspolitische 
Erkenntnisse für die Zukunft.

Vieles über den Beginn und den weiteren Verlauf 
der Covid-19-Pandemie ist immer noch unbekannt, 
alle Aussagen zum jetzigen Zeitpunkt (Redaktions-
schluss 8. April 2020) sind also mit Vorsicht zu ge-
niessen. Sicher ist: Die Covid-19-Pandemie ist, 
insbesondere auch für die Schweiz, die wohl gröss-
te gesellschaftliche Herausforderung seit Jahrzehn-
ten. Politisch stellt sich zum Beispiel die Frage, 
inwieweit die subtile Balance zwischen Exekutive 
und Legislative, aber auch zwischen Bund und 
Kantonen davon beeinflusst werden wird. Daneben 
gilt es, auch gesundheitspolitische Erkenntnisse 
herauszuschälen. Diese vertieft zu analysieren, 
wird auch Aufgabe der Gesundheitskommission 
der FDP Schweiz sein. 

Es braucht genügend Ressourcen
Die bisherigen Eckpunkte freisinniger Gesund-
heitspolitik behalten ihre Gültigkeit. Unser Ge-
sundheitswesen ist aktuell sehr gut aufgestellt und 
zeigt eine beeindruckende Leistungsfähigkeit 

(bspw. Anzahl zusätzlich verfügbarer Intensivpfle-
ge-Plätze). Trotzdem findet in solchen Phasen des 
Umbruchs oft auch ein Wertewandel statt. Als Fol-
ge der Krise dürfte die Wertschätzung der medizi-
nischen und medizinnahen Berufe in der Bevölke-
rung weiter ansteigen. Gesundheit ist jedermanns 
höchstes Gut, ein Ausspielen der Wirtschaft versus 
Gesundheit ist daher kurzsichtig. 

Um mittelfristig gesundheitspolitisch erfolg-
reich zu sein, gilt es, diesen gesellschaftlichen Wer-
tewandel auch im eigenen politischen Kanon abzu-
bilden: Eine zukunftsgerichtete freisinnige Ge-
sundheitspolitik sollte gelebte Solidarität, ethischen 
Gemeinsinn und Nachhaltigkeit umfassen. Kosten-
senkungen dürfen nicht Selbstzweck sein. Erst wer 
beispielsweise selber mal den Echteinsatz in einer 
Intensivstation erlebt hat, weiss, was dabei die phy-
sischen, psychischen, technischen und intellektuel-
len Herausforderungen sind. Es reicht nicht, Ärzten 
und Pflegenden als Dank zuzuklatschen, es braucht 
schlicht genügend finanzielle Mittel für genug 

(Reserve-)Personal und Infrastruktur sowie für 
noch resilientere Strukturen. 

Schnelligkeit und Flexibilität entscheidend
Der Gesundheitsmarkt ist als ökonomisches Ge-
meinwohl stark reguliert und voller «Reformstau». 
In Notzeiten muss aber der Forschung und der 
Gesundheitsversorgung unbürokratisch und rasch 
geholfen werden können. Innovative und markt-
freundliche Initiativen sind dann besonders wich-
tig. Flexible und pragmatische Leistungserbringer 
(bspw. Umnutzungen von Anlagen) und situations-
gerechte Netzwerke retten Leben. Schnelles, mas-
sives Handeln ist epidemiologisch Gold wert. 

Krisenvorbereitung optimieren
Das aktuelle Epidemiengesetz hat sich bewährt, das 
politische Krisenmanagement mehrheitlich ebenso. 
Der Bund hat zwar in ausserordentlichen Lagen die 
kurzfristige, exekutive Führung, die Kantone und 

Gemeinden sind aber als Umsetzer integral einzu-
beziehen und wirken besonders in der wichtigen 
postakuten Phase einer Pandemie. Vorbereitung ist 
ein hohes Gut, zukünftig müssen für Krisenbewäl-
tigungen noch mehr materielle und personelle Re-
serven eingerechnet werden und der Ernstfall auch 
wirtschafts- und gesellschaftspolitisch vermehrt 
geplant und geübt werden. Starke Führungspersön-
lichkeiten sind nötig, um von der Bevölkerung Ver-
trauen und die nötige präventivmedizinische Diszi-
plin einfordern zu können. 

Die FDP kann in dieser einmaligen Situation zei-
gen, was staatstragende Verantwortung wirklich 
bedeutet, indem sie das zentrale Dossier Gesund-
heitspolitik noch stärker besetzt. Nach der Phase 
der operativen Hektik und des politischen Notkon-
senses gilt es nun nachhaltig mitbeizutragen, dass 
wir für eine weitere – vielleicht noch viel schlim-
mere – Pandemie optimal vorbereitet sind. 

Prof Dr. Dr. med. Frank Rühli 
Präsident Gesundheitskommission FDP Schweiz 
frank.ruehli@gmail.com

 Vorbereitung ist
 Gold wert
Gesundheitspolitische Erkenntnisse zu Covid-19

Frank Rühli
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Digitale FDP-Stammtische trotz Corona

Aus Krise mach Chance!
Das Coronavirus stellt uns alle vor neue und grosse Herausforderungen. 
Unsere Leben haben sich verändert, Geschäfte sind geschlossen, 
zwischenmenschliche Kontakte werden auf das Nötigste eingeschränkt.  
Auch Stammtische, die einen festen Platz in der Schweizer Politkultur hatten, 
an denen informiert und debattiert wurden, finden wegen Corona nicht  
mehr statt. Hier schaffen wir mit digitalen Stammtischen Abhilfe und machen 
aus der Krise eine Chance. 

Wegen Corona treffen sich die Leute nicht mehr, 
das Diskussions- und Informationsbedürfnis leidet. 
Doch gibt es auch Chancen. Der Schriftsteller Max 
Frisch sagte es so: «Krise ist ein produktiver Zu-
stand. Man muss ihr nur den Beigeschmack der 
Katastrophe nehmen.» Er hat damit Recht. Wie in 
jeder Krise gibt es auch hier positive Nebeneffekte, 
beispielsweise auf beruflicher Ebene: Die Agenda 
lässt mehr Zeit für strategisches Denken, da Termi-
ne annulliert werden und an Videomeetings nur das 
Wichtigste diskutiert wird. Und wir sind gezwun-
gen, kreativer und effizienter zu arbeiten. Plötzlich 
entdecken wir neue Organisationsmöglichkeiten. 
Arbeiten im Homeoffice wird selbst dort möglich, 
wo es noch vor wenigen Wochen undenkbar war. 

Die digitalen Stammtische  
funktionieren gut
Alles das, was bis vor wenigen Wochen noch mit 
«Geht nicht!» abgestempelt wurde, funktioniert auf 
einmal doch, muss auf einmal funktionieren. Und 
auch beim Stammtischproblem haben wir mit einer 
intelligenten Lösung Abhilfe geschaffen. Seit Be-
ginn des Lockdowns bietet die FDP einen unkom-
plizierten, menschlichen und politischen digitalen 
Austausch. Wir organisieren digitale Stammtische, 
an denen Personen miteinander politisieren kön-
nen. Die Rededisziplin ist erstaunlich hoch sowie 
auch der Umgang mit den unterschiedlichen Argu-
menten sehr respektvoll, was mich als Leiterin 
eines solchen Stammtisches positiv überraschte. 

Für mich wie auch für einige Teilnehmende war es 
der erste Videocall, an welchem sie teilnahmen. 
Doch das spielte keine Rolle, denn die Hürden wa-
ren schnell abgebaut – die momentan anspruchs-
volle Situation erlaubte uns, der Digitalisierung 
mutig zu begegnen, wie es bis vor kurzem noch 
undenkbar gewesen wäre. Die vielen Sichtweisen 
auf die unterschiedlichsten Themen riefen mir zu-
dem in Erinnerung, dass wir die politische Debatte 
mehr schätzen sollten, denn sie ist nicht selbstver-
ständlich und ist gerade in Krisen auf dem Prüf-
stand. Gerne werde ich mich wieder an den digita-
len Stammtisch setzen, eine Übersicht über die 
nächsten Stammtische finden Sie in der Agenda auf 
der FDP-Website. 

Maja Riniker, Nationalrätin AG

An den digitalen Stammtischen via Zoom nehmen 
regelmässig Dutzende Interessierte teil.

Der Einsatz unserer Basis während Corona

Gemeinsinn in Aktion
Viele FDP-Mitglieder und Jungfreisinnige engagieren sich in dieser 
schwierigen Zeit für die Gemeinschaft. Wir zeigen einige schöne Beispiele  
des gelebten Gemeinsinns aus unserer Basis.

Jede und jeder von uns kann in diesen schwierigen 
Zeiten mithelfen, damit wir als Gesellschaft die 
Corona-Krise möglichst gut überstehen. An erster 
Stelle stehen natürlich: zu Hause bleiben, Hygiene-
regeln befolgen und genügend Distanz zum Gegen-

über einhalten. Viele unserer FDP-Mitglieder ha-
ben aber noch andere kreative Wege gefunden, um 
zu helfen: So haben etwa Nicole Nüssli-Kaiser und 
Rico Berchtold von der FDP Basel-Landschaft ge-
meinsam eine App für ihre Gemeinde Allschwil 

entwickelt, die dem lokalen Gewerbe eine Platt-
form und den Kunden Übersicht sowie Information 
bietet – eine wichtige lokale Stütze in der Krise. 
Viele Jungfreisinnige und FDP-Mitglieder erledi-
gen für Risikogruppen den Einkauf. Der Lenzbur-
ger FDP-Stadtrat Andreas Schmid ist mit einem 
Spitalbataillon der Armee gegen Corona im Ein-
satz, und Nicolas Rimoldi sorgt in der Migros da-
für, dass die Menschen auch in der Krise mit allem 
Nötigen versorgt sind. Diese Freisinnigen stehen 
stellvertretend für alle Menschen, die sich jetzt täg-
lich und unter schwierigen Bedingungen für das 
Gemeinwohl engagieren. Das ist Gemeinsinn. Wir 
sind stolz auf jeden Einzelnen und sagen Danke!

Nicolas A. Rimoldi in der Migros. Nicole Nüssli-Kaiser mit der entwickelten 
App.

Andreas Schmid, Kommandant der Spit 
Stabskp 66, im Aktivdienst gegen Corona.

Auch die FDP Lugano ist für Risiko
gruppen unterwegs.
























